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Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

in A 1 a - 3151 


Bonn, den 6. März 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Mühlenstillegung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der DP 
— Drucksache 877 — 


Zu der Anfrage nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Die in § 7 des Mühlengesetzes vom 27. Juni 1957 (BGBl.I S. 664) 
vorgesehene Stillegung von Getreidemühlen erfolgt auf frei- 
williger Grundlage. Die Bundesregierung nimmt auf die Ent- 
scheidung des Mühleninhabers, ob er seinen Betrieb fortführen 
oder stillegen will, keinen Einfluß. Ein Pauschalbetrag darf 
nach den gesetzlidien Bestimmungen aber dann nicht verein- 
bart werden, wenn die Stillegung die Versorgung der Be- 
völkerung mit Mahlerzeugnissen (Mehl, Backschrot, Grieß und 
Dunst) aus Brotgetreide (Roggen, Weizen, Spelz — Dinkel, 
Fesen — , Emer oder Einkorn) im bisherigen Absatzgebiet der 
Mühle gefährden würde. 

Die Absicht der Stillegung haben bisher vorwiegend kleine 
und mittlere, aber auch einige größere Mühlen gemeldet. 

Zu der Deutschen Mühlenvereinigung AG, Duisburg, gehören 
sedis Mühlen, die ihren Sitz in Duisburg, Dortmund, Frank- 
furt (Main), Worms, Münster und Bad Oeynhausen haben. Auf 
diese Mühlen kann zur Versorgung der großen Zahl von Ver- 
brauchern in diesen Gebieten mit Mahlerzeugnissen nicht ver- 
zichtet werden. Die Vermahlung der sedis Mühlen könnten 
die in deren Absatzgebiet liegenden kleinen und mittleren 
Mühlen kaum übernehmen, weil ihre Tagesleistung hierzu 
nicht ausreicht. 

Im übrigen kann nach dem Mühlengesetz auch die Stillegung 
der sechs Mühlen nicht erzwungen werden. 
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Zu 2 . 

Der Bund ist am Kapital der Deutschen Genossenschaftskasse 
mit knapp 10 v. H., am Kapital der Landwirtschaftlichen Renten- 
bank überhaupt nicht beteiligt. Er ist im Verwaltungsrat der 
Deutschen Genossensdiaftskasse mit 3 von 25 Sitzen, im Ver- 
waltungsrat der Landwirtsdiaftlichen Rentenbank gar nicht ver- 
treten. Er übt über beide Institute die Anstaltsaufsicht aus ; 
diese hat die Wahrung des öffentlichen Interesses zum Gegen- 
stand und kontrolliert die Geschäftstätigkeit der Banken dar- 
auf, ob sie mit Gesetz und Satzung im Einklang steht. 

Von der Kapitalbeteiligung her ist mithin ein wesentlicher 
Einfluß des Bundes nicht vorhanden. Auch der verwaltungs- 
mäßige Einfluß bietet — wie sich aus Art und Umfang der 
Aufsicht ergibt — keine Möglichkeit, bestimmte Maßnahmen, 
wie z. B. die Stillegung von Beteiligungsgesellschaften, durch- 
zusetzen. 


In Vertretung 

Dr. Sonnemann 
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